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Die kategoriale Trennung zwischen 
»öffentlich« und »privat« ist 
durch die Digitalisierung aller 
Lebensbereiche überholt

Über einen bislang ignorierten Paradigmen-
wechsel in der Datenschutzdebatte

1.  Einleitung
Völlig zu Recht hat Kai von Lewinski in seiner Arbeit »Ge-
schichte des Datenschutzrechts von 1600 bis 1977« auf 
die bisher nur in Ansätzen vorhandene Analyse der Vor-
geschichte des Datenschutzrechts und seinen Charakter 
als Begrenzung von Informationsmacht verwiesen (Lewin-
ski 2009). Noch viel weniger ist demgegenüber innerhalb 
und außerhalb der Wissenschaft der Paradigmenwechsel 
wahrgenommen worden, der sich in der Frühzeit der mo-
dernen Datenschutzdebatte vollzog und der aus der Er-
kenntnis folgte, dass die tiefgreifende Digitalisierung aller 
Lebensbereiche die kategoriale Trennung zwischen »öf-
fentlich« und »privat« auf den Müllhaufen der Geschich-
te beförderte.

2.  Paradigmen und Paradigmenwechsel
In seinem grundlegenden Werk »The Structure of Scienti-
fic Revolutions« argumentiert Thomas S. Kuhn, dass län-
gere Phasen »normaler« Wissenschaft von Zeit zu Zeit von 
Ereignissen »revolutionärer Wissenschaft« unterbrochen 
würden, den »wissenschaftlichen Revolutionen« (Kuhn 
1996). Die Phasen »normaler« Wissenschaft seien geprägt 
von Paradigmen, allgemein anerkannten wissenschaftli-
chen Erkenntnissen, die für diesen Zeitraum Modellpro-
bleme und -lösungen für eine wissenschaftliche Gemein-

Paradigmenwechsel
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schaft darstellten. Sie definierten legitime Probleme und 
Methoden des Forschungsfeldes und basierten auf einem 
engen Netzwerk von Bekenntnissen – konzeptuellen, theo-
retischen, instrumentellen und methodologischen. Inner-
halb dieser Phasen bestehe wissenschaftliche Forschung 
im Kern aus dem Lösen von »Puzzles«, einer Klasse von 
Problemen, zu denen es eine Lösung gebe, die jedoch 
durch Scharfsinn und Geschick erst noch zu finden sei. 
Wann immer »Puzzles« auftauchen, die durch die »nor-
male« Wissenschaft nicht effektiv gelöst werden könnten, 
entstünden Anomalien. Wenn das Vertrauen in die »nor-
male« Wissenschaft, diese Anomalien auflösen zu können, 
schwinde, entstehe eine Krise, aus der dann eine »wis-
senschaftliche Revolution« erwachsen könne. Fundierter 
formuliert: Die alten Paradigmen als bestehende Produk-
tionsverhältnisse werden also vor dem Hintergrund der 
steigenden Produktivkraft der wissenschaftlichen For-
schung immer wieder zu »Fesseln« der wissenschaftli-
chen Erkenntnisproduktion, welche diese hemmen, an-
statt sie zu fördern, und die gesprengt werden müssen 
und gesprengt werden.

In der ersten – vorparadigmatischen – Phase der Krise 
werde zwar wissenschaftlich geforscht, so Kuhn, es feh-
le jedoch an konsentierten Methoden, Terminologien oder 
Mechanismen zur Überprüfung der Ergebnisse. Selbst 
über die Frage, welche der in dieser Phase genutzten Me-
thoden, Terminologien oder Überprüfungsmechanismen 
überhaupt noch relevant für die zukünftige wissenschaft-
liche Forschung seien, herrsche keine Einigkeit. Wissen-
schaft finde in dieser Phase grundsätzlich unter der Be-
dingung unvollständiger und einander widersprechender 
Theorien statt.

Auf die Krise folge Revolution, der »Paradigmenwech-
sel«, das heißt die Formung neuer Paradigmen für die 
nächste Phase »normaler Wissenschaft« als die jeweils 
moderneren Produktionsverhältnisse. Der Erfolg der neu-
en Paradigmen basiere vor allem auf ihrem Versprechen, 
die zukünftige Forschung leiten zu können und die Anoma-
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lien zu lösen, an denen die alten Paradigmen gescheitert 
sind. Die neuen Paradigmen würden nicht nur alte Daten 
und Erkenntnisse auf neue Weisen interpretieren, sondern 
diese auch neu (ein-)ordnen. Die (Erkenntnis-)Grenzen der 
alten Paradigmen würden überwunden, die Spielregeln in 
der Forschung grundlegend geändert, die Richtung neu be-
stimmt. Die Aufgabe der alten Bekenntnisse zugunsten der 
neuen vollziehe sich jedoch, wie Kuhn Max Planck zitiert, 
nicht selten dadurch, dass die Vertreterinnen und Vertre-
ter der alten Theorie ausstürben und einer neuen Genera-
tion von Forschenden Platz machten.

Eine solche neue Generation von Forschenden trat zwi-
schen der Mitte der sechziger und dem Beginn der siebzi-
ger Jahre des 20. Jahrhunderts auf den Plan und traf dort 
auf die überkommene Vorstellung der kategorialen Tren-
nung zwischen »öffentlich« und »privat«, ein Paradigma, 
das einem Verständnis moderner Informationsverarbei-
tung, der Digitalisierung aller Lebensbereiche und der da-
raus erwachsenden individuellen und gesellschaftlichen 
Probleme fundamental im Wege stand.

3.  Zwischen monadischem Individuum 
und räsonierendem Publikum
»Privates« wurde und wird zu allen Zeiten, so Raymond 
Geuss in seiner Untersuchung »Privatheit. Eine Genea-
logie«, von »Öffentlichem« kategorial geschieden (Geuss 
2013). So alt wie die kategoriale Trennung ist die Aus-
einandersetzung um die Grenzziehung zwischen den bei-
den Kategorien – in den verschiedenen Wissenschaftsdis-
ziplinen ebenso wie in der Gesellschaft (Steinberger 1999). 
Vor allem in Zeiten großer gesellschaftlicher Veränderun-
gen oder des Auftretens neuer technischer Artefakte wird 
die Grenzziehungsdebatte neu entfacht.

Druckerpresse und Sofortbildkamera sind die tech-
nischen Artefakte, die Samuel D. Warren und Louis D. 
Brandeis in ihrer Arbeit »The Right to Privacy« als Bedro-
hungen für die zu schützende »Privatsphäre« ins Feld füh-
ren (Warren und Brandeis 1890), während Alan F. Westin 
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den Computer und die moderne Informationsverarbeitung 
in den Mittelpunkt seiner Arbeit »Privacy and Freedom« 
stellt (Westin 1967).

Hauptsächliche Anknüpfungspunkte für die Grenz-
ziehungsdebatten waren jedoch nicht die von der tech-
nischen Entwicklung ausgelösten Verwerfungen, sondern 
die gesellschaftlichen Veränderungen selbst. Bekanntes-
te Vertreterin einer kategorialen Trennung, die unter allen 
Umständen aufrecht zu erhalten sei, war Hannah Arendt. 
Unter Rückgriff auf die angeblich schon in der Antike be-
stehende kategoriale Trennung zwischen »öffentlich« und 
»privat«, polis und oikos, der politischen Sphäre und der 
Sphäre von Haushalt, Eigentum und Familie, betrauert sie 
in ihrem 1958 erschienenen Werk »The Human Condition« 
die mit der modernen Gesellschaft einhergehende Entste-
hung einer Sphäre des Sozialen (Arendt 1998). Arendt wen-
det sich gegen die Ausdehnung des Ökonomischen in den 
öffentlichen Raum und mit Jean-Jacques Rousseau, Alexis 
de Tocqueville und David Riesman gegen Konformismus er-
zeugende Übergriffe des Sozialen auf das Private. Sie kann 
sowohl als eine radikale Demokratin als auch als eine fun-
damentalistische Elitistin gelesen werden (Canovan 1978), 
die nichts als einen Verein freier Sklavenhalter verteidigt.

Jürgen Habermas geht in seinem 1962 veröffentlichten 
Werk »Strukturwandel der Öffentlichkeit« von einer Vier- 
bzw. Sechsteilung aus, die er allerdings als dreifache Zwei-
teilung konstruiert (Habermas 1971): Die von Habermas 
betrachtete bürgerliche Öffentlichkeit, einer »literarisch 
bestimmten Öffentlichkeit eines Publikums räsonierender 
Privatleute«, auf die er sein Hauptaugenmerk richtet, steht 
im Gegensatz zu einer Privatsphäre, das heißt der »bürger-
liche[n] Gesellschaft im engeren Sinne, also de[m] Bereich 
des Warenverkehrs und der gesellschaftlichen Arbeit; die 
Familie mit ihrer Intimsphäre ist darin eingebettet«. Beide 
Sphären – die Privatsphäre und die Öffentlichkeit – sind 
Teil der »bürgerlichen Sphäre«, des »den Privatleuten vor-
behaltenen Bereichs«, der Gesellschaft. Die andere Groß-
sphäre ist die des Staats, der öffentlichen Gewalt. Haber-
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mas’ sechs Sphären sind also: 1. Staat und 2. Gesellschaft, 
letztere wieder geteilt in 3. Öffentlichkeit und 4. Privat-
sphäre, wobei diese wieder geteilt ist in 5. Privatsphäre 
als die Sphäre des Marktes und 6. die Intimsphäre. Als 
vier wohlunterscheidbare Sphären rekonstruiert ergeben 
sich daraus: 1. Staat, 2. Sphäre der bürgerlichen Öffentlich-
keit, 3. Marktsphäre – auch: Privatsphäre –, 4. Intimsphä-
re. Wie Arendt beklagt auch Habermas die Entstehung ei-
ner Sozialsphäre und die Auflösung der überkommenen 
Sphärengrenzen, und wie Arendt malt er – typisch elitis-
tisch – die Gefahren der Massengesellschaft an die Wand.

Konkreter Anknüpfungspunkt der Kritik der ersten Ge-
neration von Datenschützerinnen und Datenschützern 
waren allerdings Anfang der siebziger Jahre weniger die 
Arendt’schen oder Habermas’schen Ausführungen als viel-
mehr die von Heinrich Hubmann in seiner Arbeit »Das 
Persönlichkeitsrecht« 1953 begründete »Sphärentheorie« 
(Hubmann 1953). In Hubmanns Konzeption gibt es eine 
Dreiteilung der zu schützenden »Persönlichkeitssphäre«: 
Eine »Geheimsphäre« schütze gegen unbefugte Kenntnis-
nahme, eine »Privatsphäre« diene dem Schutz gegen Ver-
öffentlichung und eine »Individualsphäre« schütze das 
Bild des Menschen in der Öffentlichkeit. Im Zuge der Ver-
breitung der Sphärentheorie kamen sowohl abweichen-
de Sphärenbezeichnungen als auch abweichende Auftei-
lungen in Gebrauch. So wurden die drei Hubmannschen 
Sphären in der bis zum Volkszählungsurteil vom Bundes-
verfassungsgericht vertretenen Form als »Intimsphäre«, 
»Privatsphäre« und »Öffentlichkeitssphäre« bezeichnet 
(Däubler u. a. 2010, Einleitung). Die hinsichtlich der Zahl 
der Sphären extremste Form der Sphärentheorie wurde 
von Hans-Heinrich Maass mit sechs Sphären konzipiert: 
»Intimsphäre«, »Eigensphäre«, »Vertrauenssphäre«, »Pri-
vatsphäre«, »Sozialsphäre« und »Öffentlichkeitssphäre« 
(Maass 1970).

Allen diesen Sphärenvorstellungen zu eigen ist ihre 
Eindimensionalität – die einzelnen Sphären werden de-
finiert über ihren Radius vom Individuum als Mittelpunkt, 
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während der gesellschaftliche Akteur, dessen Eingriffe in 
die Sphären problematisiert und bewertet werden sollen, 
als außerhalb der Sphären stehend imaginiert wird.

Nicht zuletzt wurden die amerikanische Debatte und 
ihre Ergebnisse in den sechziger Jahren, die Ruprecht 
Kamlah mit seiner Dissertation »Right of Privacy« in die 
Bundesrepublik brachte (Kamlah 1969), zur Grundlage der 
aufkommenden Diskussion genommen. Einerseits war 
auch die amerikanische Debatte durch die Vorstellung von 
einer (vorwiegend) binären Konstitution der Sphären ge-
prägt – »the public« und »the private« –, andererseits ha-
ben verschiedene Beteiligte die Entwicklungen aber auch 
als Bürokratisierung, Machtverschiebungen und -zentrali-
sierungen analysiert, ganz ohne dabei auf sphärentheoreti-
sche Unterstellungen zurückzugreifen (Stone und Warner 
1969, Meldman 1969, Miller 1969).

Für die bundesdeutsche Debatte lässt sich jedenfalls 
konstatieren, dass die zunehmenden regulativen Eingrif-
fe des bürgerlichen Staats in die »privaten« Angelegenhei-
ten der privaten Akteure vor dem Hintergrund der A-prio-
ri-Setzung der Trennung zwischen den Sphären, zwischen 
»öffentlich« und »privat«, zwischen Staat und Gesellschaft 
in der bürgerlichen Ideologie nicht anders wahrgenommen 
werden konnten denn als unzulässige Übergriffe. Gleiches 
gilt für die aus den Anforderungen einer Verwaltung der 
modernen Gesellschaft folgende Verdatung der »Privat-
sphäre« des Individuums durch die Staatsverwaltung. In 
beiden Klassen von Fällen werden diese »Übergriffe« nicht 
etwa als Probleme der Theorie – oder zumindest der theo-
retischen Annahmen – wahrgenommen. Stattdessen wer-
den sie als Probleme der Unfähigkeit der Praxis – also: 
der Realität –, der Theorie zu genügen, identifiziert und 
mit einer Forderung nach normativer Verstärkung der ka-
tegorialen Trennung zwischen den Sphären beantwortet. 
Und selbst wenn die Grenzen der Theorie als solche wahr-
genommen werden, führt das allenfalls zu kosmetischen 
Änderungen an der Theorie. Aus der Digitalisierung aller 
Lebensbereiche folgt dabei wegen des Dogmas der katego-
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rialen Trennung von »öffentlich« und »privat« für Nissen-
baum 1998 ebenso wie für das Bundesverfassungsgericht 
(Bundesverfassungsgericht 1999): Es gibt eine »Privat-
sphäre in der Öffentlichkeit«. Ob es sich dabei nur um 
»falsches Bewusstsein«, die Verfolgung nicht aufgedeckter 
Partikularinteressen oder um einen Fall von »Cargo Cult 
Science« (Feynman 1974) handelt, lässt sich nicht eindeu-
tig bestimmen.

4.  Eine wissenschaftliche Revolution
Die Enttarnung der kategorialen Trennung zwischen den 
Sphären, zwischen »öffentlich« und »privat«, steht (fast) 
am Anfang der deutschen Datenschutzdebatte und legt die 
Grundlage sowohl für ihre wissenschaftliche Produktivität 
wie auch ihre theoretische Fundierung.

Bereits 1970 zieht Ulrich Seidel in »Persönlichkeits-
rechtliche Probleme der elektronischen Speicherung pri-
vater Daten« aus der Digitalisierung aller Lebensbereiche 
die Konsequenz, dass statt einer nach Sphären getrennten 
Betrachtung des Persönlichkeitsrechts »wie im amerika-
nischen Recht jedes personenbezogene Datum als schutz-
fähig anzusehen« sei (Seidel 1970). Gleichzeitig zeigt 
Ruprecht Kamlah in »Datenüberwachung und Bundesver-
fassungsgericht«, dass es dem Bundesverfassungsgericht 
bislang nicht gelungen sei, eine tragfähige Einordnung von 
Lebenssachverhalten in die getrennten Sphären vorzuneh-
men und darauf eine konsistente Rechtsprechung zu ent-
wickeln – und: dass dieses auch nicht gelingen könne, weil 
unter den Bedingungen einer Verhältnismäßigkeitsprü-
fung keine unüberschreitbaren Grenzen existieren könn-
ten (Kamlah 1970). Was Kamlah nur für den staatlichen 
Bereich analysierte, wurde dann von Wilhelm Steinmüller 
und seiner »Arbeitsgemeinschaft Datenschutz« auch für 
den allgemeinen Fall nachgewiesen: Eine »Privatsphäre« 
ist notwendigerweise im doppelten Sinne relativ (Stein-
müller u. a. 1971). Einerseits ist die Einordnung von Le-
benssachverhalten hochgradig subjektiv und keineswegs 
verallgemeinerungsfähig oder objektivierbar, andererseits 



619

Paradigmenwechsel

ist sie nicht konstant; weder über die Zeit noch im Ver-
hältnis zu den verschiedenen Kontexten und Rollen, in 
denen sich die Betroffenen bewegen. Nicht an einer zu 
schützenden Privatsphäre, sondern an den tatsächlich zu 
beobachtenden Strukturen moderner – rational organisier-
ter und automationsunterstützter – Informationsverarbei-
tung sollte eine gesetzliche Regelung ansetzen, so die Er-
kenntnis.

Einerseits wurde in der Bundesrepublik Erving Goff-
mans soziologische Rollentheorie, die schon für Alan Wes-
tins Argumentation eine zentrale Rolle gespielt hatte, von 
Paul J. Müller als Grundlage von Problembeschreibung und 
Operationalisierung der Lösung verwendet, am ausführ-
lichsten in »Funktionen des Datenschutzes aus soziologi-
scher Sicht« (Müller 1975b). Auch Ernst Benda versuchte 
schon 1974 in »Privatsphäre und ›Persönlichkeitsprofil‹«, 
die Sphärentheorie zugunsten der Rollentheorie zu beerdi-
gen (Benda 1974), was ihm allerdings erst später als Prä-
sident des Bundesverfassungsgerichts mit dem Volkszäh-
lungsurteil gelang. Zu schützen sei, so die Vertreterinnen 
und Vertreter dieser Theorie, die Unterschiedlichkeit der 
Bilder, die über Individuen bei anderen Personen oder In-
stitutionen existierten, mithin die rollenspezifische Exklu-
sivität der Informationsweitergabe durch Individuen an 
einzelne Institutionen und damit die Sektorengrenzen in 
modernen, funktional differenzierten Gesellschaften (Mül-
ler 1975a, zur »Kritik der Rollentheorie« siehe aber auch 
Haug 1972).

Andererseits wurde die gesellschaftliche Machtvertei-
lung insgesamt problematisiert – nicht nur die Machtim-
balancen zwischen Individuen oder Gruppen und Insti-
tutionen, sondern auch die zwischen kleinen und großen 
Institutionen, zwischen Exekutive auf der einen und Le-
gislative und Judikative auf der anderen Seite sowie zwi-
schen dezentralen und zentralen Organisationseinheiten 
des Staates (Steinmüller u. a. 1971, Geiger 1973, Scheuch 
1974, Dammann 1975). Im Zentrum der Aufmerksamkeit 
stand dabei die Verstärkung der Machtimbalancen durch 
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die Digitalisierung aller Lebensbereiche, die Automations-
unterstützung und die Automatisierung von Informati-
onsverarbeitung und Entscheidungsfindung in modernen, 
rational organisierten Organisationen sowie deren begin-
nende Industrialisierung (Steinmüller 1971, Steinmül-
ler 1973, Harbordt 1975, Steinmüller 1975, Podlech 1976, 
Steinmüller 1981). Im Zuge dieser Entwicklungen wurden 
die alten Mechanismen der gesellschaftlichen Machtver-
teilung und Machtkontrolle – vom Schutz des Individuums 
über die Gewaltenteilung bis hin zum Demokratieprinzip – 
strukturell unterminiert und mussten damit auf eine neue, 
dem Stand der Machtmittel und Produktivkräfte entspre-
chende Basis gestellt werden. Diese Basis wurde erstens 
in der Nutzung eines geeigneten Informationsbegriffs ge-
funden, dem Informationsbegriff der Semiotik mit seinen 
vier Dimensionen Syntax, Semantik, Pragmatik und Sig-
matik, zweitens in der Anwendung des aus dem Rechts-
staatsprinzip folgenden Prinzips der Ordnungsmäßigkeit 
des Verwaltungshandelns als Mittel zur Erzeugung von 
Kontrollierbarkeit der Informationsverarbeitung und drit-
tens in der Nutzbarmachung der Phasenorientierung jeder 
organisierten Informationsverarbeitung für die rechtliche 
Operationalisierung (Steinmüller u. a. 1971) – eine Basis, 
die trotz notwendiger Kritik den Test der Zeit bestanden 
hat (Pohle 2014). Auch heute noch kann auf dieser Basis 
die überlegen standardisierende Strukturierungsmacht 
von Organisationen (Rost 2014) gesellschaftlich eingehegt 
werden, wenn es denn überhaupt gewünscht ist.

Denn: Eine ordentliche Datenschutztheorie hat nichts 
zu verlieren außer ihre Ketten, die sie an längst ver-
schwundene Gesellschaftsstrukturen und deren herr-
schende Ideologien bindet.

5.  Abschluss und Ausblick
Daraus lässt sich nur der Schluss ziehen, dass auf die 
überkommenen Begriffe und Konzepte wie »Privatheit«, 
»Privatsphäre«, »Privacy« oder gar »digitale Intimsphäre« 
verzichtet werden muss, um eine fundierte Analyse des 
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Datenschutzproblems als eines der Grundprobleme der In-
formationsgesellschaft unter den Bedingungen der Indus-
trialisierung der gesellschaftlichen Informationsverarbei-
tung vorlegen und daraus geeignete, angemessene und 
zukunftsfähige Lösungsansätze ziehen zu können. Es ist 
also an der Zeit, das Datenschutzproblem in der wissen-
schaftlichen wie der politischen Debatte vom Kopf auf die 
Füße zu stellen: Notwendig ist eine fundamentale Ände-
rung der Betrachtungsperspektive. Nicht mehr die über-
kommene Vorstellung kategorial getrennter Sphären darf 
als Ausgangspunkt der Analyse genommen werden, son-
dern die konkreten Praxen organisierter Informationsver-
arbeitung und ihre Eigenschaften. Es bedarf einer fun-
dierten Theorie der Informationsgesellschaft, zumindest 
jedoch einer fundierten Theorie moderner gesellschaftli-
cher Informationsverarbeitung in sozialen Verhältnissen 
mit strukturellen Machtimbalancen: zwischen Individuen 
und Gruppen auf der einen und Organisationen auf der an-
deren Seite, zwischen kleinen und großen Organisationen, 
zwischen dezentralen und zentralen staatlichen oder über-
staatlichen Organisationseinheiten, zwischen Parlament 
und Rechtsprechung auf der einen und der öffentlichen 
Verwaltung auf der anderen Seite. Damit lassen sich dann 
auch Probleme identifizieren, für die es in der Welt kate-
gorial getrennter Sphären keinen Platz gibt, die dort nicht 
adressiert werden können, zum Beispiel die Modellbil-
dung oder die Industrialisierungstendenzen.

Den überkommenen Konzepten soll mit auf den Weg 
gegeben werden: »Go, and never darken my towels again.«
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